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1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1	� Das Land gewährt Zuwendungen zur Erhaltung tiergene
tischer Ressourcen in der Landwirtschaft in Mecklenburg-
Vorpommern. Mit dieser Förderung sollen wirtschaftliche 
Nachteile aufgrund besonderer Bewirtschaftungsanforde-
rungen oder geringerer Leistungen ausgeglichen werden, 
die bei der Zucht und Haltung gefährdeter einheimischer 
Nutztierrassen unter den geltenden wirtschaftlichen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen entstehen.

1.2	� Die Zuwendungen werden nach Maßgabe dieser Verwal-
tungsvorschrift und unter Berücksichtigung folgender Vor-
schriften gewährt:

	 a)	� GAK-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. Juli 1988 (BGBl. I S. 1055), das zuletzt durch Ar
tikel 1 des Gesetzes vom 11. Oktober 2016 (BGBl. I  
S. 2231) geändert worden ist,

	 b)	� § 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vor-
pommern und die dazugehörigen Verwaltungsvorschrif-
ten.

1.3	� Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung be-
steht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde 
aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel. Übersteigt das Antragsvolu-
men zu dem in Nummer 7.1.1 genannten Stichtag die ver-
fügbaren Haushaltsmittel, erfolgt eine anteilige Kürzung 
der Zuwendungen.

2	 Gegenstand der Förderung

	� Förderfähig ist für die Dauer von fünf Jahren die Zucht und 
Haltung der gefährdeten einheimischen Nutztierrassen 
„Rheinisch-Deutsches Kaltblut“, „Rauhwolliges Pommer-
sches Landschaf“, „Deutsches Sattelschwein“, „Deutsches 
Edelschwein“ und „Deutsche Landrasse“ im Rahmen von 
Erhaltungszuchtprogrammen in Mecklenburg-Vorpommern.

3	 Zuwendungsempfänger

3.1	� Zuwendungsempfänger sind landwirtschaftliche Unterneh-
men, unbeschadet der gewählten Rechtsform, die gemäß  
§ 1 des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte 
vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890, 1891), das zuletzt 

durch Artikel 19 Absatz 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2016 (BGBl. I S. 3234, 3329) geändert worden ist, die ge-
nannte Mindestgröße erreichen oder überschreiten, deren 
Zusammenschlüsse sowie andere Tierhalter, die Rassen 
nach Nummer 2 halten und Landbewirtschafter sind.

3.2	 Nicht gefördert werden 

	 a)	� juristische Personen des öffentlichen Rechts sowie ju-
ristische Personen des Privatrechts und Personengesell-
schaften, bei denen die Beteiligung der öffentlichen 
Hand mehr als 25 Prozent beträgt,

	 b)	� Unternehmen, bei denen es sich um Unternehmen in 
Schwierigkeiten nach Randnummer 35 Nummer 15 der 
Rahmenregelung der Europäischen Union für staatliche 
Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen 
Gebieten 2014 bis 2020 handelt,

	 c)	� Unternehmen, über deren Vermögen ein Insolvenzver-
fahren beantragt oder eröffnet worden ist; dasselbe gilt 
für Antragsteller und, sofern der Antragsteller eine ju-
ristische Person ist, für den Inhaber der juristischen Per-
son, der eine eidesstattliche Versicherung nach § 807 
der Zivilprozessordnung oder § 204 der Abgabenord-
nung abgegeben hat oder zu deren Abgabe verpflichtet 
ist, oder

	 d)	� Unternehmen, die einer Rückforderung aufgrund einer 
Rückforderungsanordnung, basierend auf einem frühe-
ren Beschluss der EU-Kommission zur Feststellung der 
Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe 
mit dem Binnenmarkt, nicht Folge geleistet haben.

4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1	� Der Zuwendungsempfänger muss den Betrieb für die Dauer 
des fünfjährigen Verpflichtungszeitraums selbst bewirtschaf-
ten, die Tiere in Mecklenburg-Vorpommern halten und sich 
für fünf Jahre verpflichten,

	 a)	� im Durchschnitt des Verpflichtungszeitraums mindes-
tens die bewilligte Anzahl der Nutztiere nach Nummer 2 
zu halten,

	 b)	� diese Tiere in ein Zuchtbuch eintragen zu lassen, das 
von einer tierzuchtrechtlich anerkannten Züchterverei-
nigung geführt werden muss,

Richtlinie zur Förderung der Erhaltung tiergenetischer Ressourcen in der Landwirtschaft

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt 

Vom 8. März 2017 – VI 370-2 – 

VV Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 630 - 328

Das Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt erlässt im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und nach Anhörung des Lan-
desrechnungshofes folgende Verwaltungsvorschrift:
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	 c)	� mit diesen Tieren an einem Erhaltungszuchtprogramm 
einer Züchtervereinigung teilzunehmen,

	 d)	� der Einrichtung, die das betreffende und genehmigte 
Erhaltungszuchtprogramm durchführt, alle vorhande-
nen genetisch relevanten Daten bereitzustellen und

	 e)	� sich bereit erklären, auf Anfrage an Programmen zur 
Gewinnung von Material für den Aufbau der Mindest-
reserve der „Deutschen Genbank für landwirtschaftli-
che Nutztiere“ teilzunehmen.

4.2	� Folgende Nutztierrassen sind förderfähig:

	 a)	� das Rheinisch-Deutsche Kaltblut, wenn es zu Beginn 
des jeweiligen Verpflichtungsjahres den dreißigsten Le-
bensmonat vollendet hat und im Zuchtbuch des Verban-
des der Pferdezüchter Mecklenburg-Vorpommern e. V. 
eingetragen ist,

	 b)	� das Rauhwollige Pommersche Landschaf, wenn es bis 
zu Beginn des jeweiligen Verpflichtungsjahres den ach-
ten Lebensmonat vollendet hat und im Zuchtbuch des 
Landesschaf- und Ziegenzuchtverbandes Mecklenburg-
Vorpommern e. V. eingetragen ist,

	 c)	� das Deutsche Sattelschwein, das Deutsche Edelschwein 
und die Deutsche Landrasse, wenn es jeweils bis zu Be-
ginn des jeweiligen Verpflichtungsjahres den sechsten 
Lebensmonat vollendet hat und im Zuchtbuch des Hy-
bridschweinezuchtverbandes Nord-Ost e. V. eingetra-
gen ist.

	� Die Tiere müssen innerhalb des Verpflichtungszeitraumes 
für die Reinzucht benutzt werden. Männliche Tiere müssen 
gekört sein.

5	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen

5.1	� Die Zuwendung wird als Projektförderung in Form eines 
nicht rückzahlbaren Zuschusses durch eine Festbetragsfi-
nanzierung gewährt.

5.2	 Die Höhe der Zuwendung beträgt jährlich

	 a)	� bis zu 200 Euro je eingetragenes Pferd der Rasse Rhei-
nisch-Deutsches Kaltblut und bis zu 200 Euro zusätz-
lich für Hengste und bis zu weiteren 200 Euro zusätz-
lich für die Bereitstellung der Tiere zur Gewinnung von 
Samen oder Embryonen für das Zuchtprogramm,

	 b)	� bis zu 20 Euro je eingetragenes Schaf der Rasse Rauh-
wolliges Pommersches Landschaf und bis zu 20 Euro 
zusätzlich für Böcke und bis zu weiteren 20 Euro zu-
sätzlich für die Bereitstellung der Tiere zur Gewin-
nung von Samen oder Embryonen für das Zuchtpro-
gramm,

	 c)	� bis zu 75 Euro je eingetragenes Schwein der Rassen 
Deutsches Sattelschwein, Deutsches Edelschwein, 
Deutsche Landrasse und bis zu 75 Euro zusätzlich für 
Eber und bis zu weiteren 75 Euro zusätzlich für die Be-

reitstellung der Tiere zur Gewinnung von Samen oder 
Embryonen für das Zuchtprogramm.

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1	� Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich, während des 
Verpflichtungszeitraumes gemäß den entsprechenden För-
dergrundsätzen des Rahmenplanes der Gemeinschaftsaufga-
be „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“

	 a)	� die einschlägigen obligatorischen Grundanforderun-
gen gemäß Titel VI Kapitel  I der Verordnung (EU)  
Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. Dezember 2013 über die Finanzierung, 
die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsa-
men Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, 
(EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG)  
Nr. 485/2008 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013,  
S. 549; L 130 vom 19.5.2016, S. 9), die durch die  
Verordnung (EU) Nr. 1310/2013 (ABl. L 347 vom 
20.12.2013, S. 865) geändert worden ist,

	 b)	� die einschlägigen Kriterien und Mindesttätigkeiten ge-
mäß Artikel 4 Absatz 1 Buchtstabe c Ziffer ii und iii der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit 
Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirt-
schaftlicher Betriebe im Rahmen von Stützungsrege-
lungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 des Rates und 
der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates (ABl. L 347 
vom 20.12.2013, S. 608), die zuletzt durch die Dele-
gierte Verordnung (EU) 2016/142 (ABl. L 28 vom 
4.2.2016, S. 8) geändert worden ist,

	 c)	� die einschlägigen Mindestanforderungen für den Ein-
satz von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln oder 

	 d)	� sonstige einschlägige verpflichtende Anforderungen 
des nationalen Rechts

	� zu beachten, die mit den Zuwendungsvoraussetzungen der 
jeweiligen Maßnahme in direktem Zusammenhang stehen 
(relevante Grundanforderungen).

6.2	� Die Zuwendung wird gemäß Artikel 97 Absatz 1 und 2 der 
Verordnung (EU) Nr.  1306/2013 in Verbindung mit Arti- 
kel 28 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 
2013 über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch 
den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung  
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABl. L 347 vom 
20.12.2013, S. 487; L 130 vom 19.5.2016, S. 1), die zuletzt 
durch die Delegierte Verordnung (EU) 2016/142 (ABl. L 28 
vom 4.2.2016, S. 8) geändert worden ist, gekürzt oder nicht 
gewährt, wenn der Zuwendungsempfänger während des 
Verpflichtungszeitraumes aufgrund einer ihm zurechenba-
ren Handlung oder Unterlassung die Pflichten nach Num-
mer 6.1 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig in seinem gesamten Betrieb erfüllt.
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	� In diesem Fall wird der Gesamtbetrag der in dem Förderjahr 
zu gewährenden Zuwendung, in dem die Pflichten nach 
Nummer 6.1 nicht erfüllt wurden oder werden, gekürzt oder 
nicht gewährt. Die Entscheidung über die Höhe der Kürzung 
oder über die Nichtgewährung der Zuwendung ergeht ent-
sprechend den einschlägigen Vorschriften des Europäischen 
Rechts. Im Übrigen gelten die nationalen Bestimmungen.

6.3	 Veränderungen im Verpflichtungszeitraum 

6.3.1	� Der Zuwendungsempfänger kann mit Genehmigung der Be-
willigungsbehörde während des Verpflichtungszeitraumes 
die bestehende Verpflichtung in eine andere gleich- oder hö-
herwertige Verpflichtung umwandeln, sofern die bereits ein-
gegangene Verpflichtung wesentlich erweitert wird.

	� Für die umgewandelte Verpflichtung beginnt der Verpflich-
tungszeitraum neu.

6.3.2	� Während des Verpflichtungszeitraumes einer bestehenden 
Verpflichtung kann die Bewilligungsbehörde eine Anpas-
sung der Verpflichtung genehmigen, wenn diese den Ziel-
setzungen der ursprünglichen Verpflichtung entspricht.

	� Die angepasste Verpflichtung ist während der restlichen 
Laufzeit der ursprünglichen Verpflichtung zu erfüllen, so-
fern jene nicht in einer Verlängerung der ursprünglichen 
Verpflichtung besteht.

6.3.3	� Überträgt ein Zuwendungsempfänger während der Laufzeit 
der Verpflichtung seinen Betrieb oder werden die geförder-
ten Tiere ganz oder teilweise auf einen anderen übertragen, 
so kann gemäß Artikel 47 Absatz 5 in Verbindung mit Ab-
satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 diese Person die 
übertragene Verpflichtung für den restlichen Zeitraum über-
nehmen.

	� Der Zuwendungsempfänger und der Übernehmer sind, au-
ßer in Fällen höherer Gewalt, gemeinsam für die Einhaltung 
der Verpflichtungen verantwortlich. Sie haften bei Verstö-
ßen als Gesamtschuldner für die Rückerstattung bereits aus-
gezahlter Zuwendungen. 

6.3.4	� In Fällen höherer Gewalt und außergewöhnlicher Umstände 
wird keine Rückzahlung der erhaltenen Zuwendung gefor-
dert.

	� Unbeschadet besonderer Umstände des Einzelfalles ist hö-
here Gewalt oder ein außergewöhnlicher Umstand insbe-
sondere in folgenden Fällen anzunehmen:

	 a)	� Tod des Betriebsinhabers,

	 b)	� länger andauernde Berufsunfähigkeit des Betriebsinha-
bers,

	 c)	� eine schwere Naturkatastrophe, welche den Betrieb er-
heblich in Mitleidenschaft zieht,

	 d)	� unfallbedingte Zerstörung von Stallgebäuden des Be-
triebes,

	 e)	� eine Seuche, die den ganzen Tierbestand oder einen Teil 
davon befällt,

	 f)	� Enteignung des gesamten Betriebes oder eines wesent-
lichen Teils davon, soweit diese Enteignung am Tag der 
Unterzeichnung der Verpflichtung nicht vorherzusehen 
war.

	� Fälle höherer Gewalt oder außergewöhnlicher Umstände 
sind der Bewilligungsbehörde schriftlich und mit entspre-
chenden Nachweisen innerhalb von zehn Werktagen anzu-
zeigen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, ab dem der Zuwen-
dungsempfänger hierzu in der Lage ist.

6.4 	� Die Zuwendungsempfänger haben der Bewilligungsbehör-
de zuwendungsrelevante Änderungen unverzüglich mitzu-
teilen.

6.5	� Verringert sich aufgrund mangelnder Verfügbarkeit von 
Nutztieren seltener Rassen oder aus anderen vom Zuwen-
dungsempfänger nicht zu vertretenen Gründen in einem 
Verpflichtungsjahr die Anzahl der gehaltenen Tiere gegen-
über der bewilligten Tierzahl, wird für die Berechnung der 
Zuwendung die durchschnittliche Anzahl der während des 
Verpflichtungszeitraums gehaltenen Tiere zu Grunde ge-
legt. In diesen Fällen wird auf die Rückzahlung von Zuwen-
dungen verzichtet, die sich auf bis zum Zeitpunkt der Ver-
ringerung erbrachte Leistungen beziehen.

7	 Verfahren

7.1	 Antragsverfahren

7.1.1	� Der Antrag auf Förderung muss vor Beginn des Verpflich-
tungszeitraumes gestellt sein. Der Verpflichtungszeitraum 
beträgt fünf Jahre. Ein Verpflichtungsjahr beginnt jeweils 
am 1. Juli eines Jahres und endet jeweils am 30. Juni des 
Folgejahres. Der Zeitpunkt des Beginns darf nicht vor dem 
Zeitpunkt der Stellung des Erstantrages liegen.

7.1.2	� Der Antrag ist schriftlich bis zum 30. April eines jeden Jah-
res bei der Bewilligungsbehörde einzureichen.

	� Abweichend davon dürfen Anträge für den Verpflichtungs-
zeitraum 1. Juli 2016 bis 30. Juni 2021 bewilligt werden, 
wenn die Anträge bis zum 31. Mai 2016 bei der Bewilli-
gungsbehörde eingegangen sind.

7.1.3	 Dem Antrag sind beizufügen:

	 a)	� ein aktueller Bestandsnachweis über die Anzahl der ge-
haltenen Zuchttiere und eine Bestätigung der jeweiligen 
Züchtervereinigung über die jeweiligen Eintragungen 
im Zuchtbuch,

	 b)	� der Gesellschaftsvertrag (bei juristischen Personen des 
Privatrechts und Personengesellschaften).

	� Abweichend von Nummer 1.3 der Verwaltungsvorschriften 
zu § 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vor-
pommern kann durch die Bewilligungsbehörde nach Ein-
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gang des Förderantrages ein vorzeitiger Maßnahmebeginn 
genehmigt werden.

7.2	 Bewilligungsverfahren

	� Bewilligungsbehörde ist das Landesamt für Landwirtschaft, 
Lebensmittelsicherheit und Fischerei Mecklenburg-Vorpom-
mern, Thierfelder Straße 18, 18059 Rostock.

7.3	 Auszahlungsverfahren

	� Die Zuwendung wird jährlich auf Antrag gezahlt. Die Mit-
telanforderung ist mittels Vordruck spätestens zum 30. Sep-
tember jedes Jahres bei der Bewilligungsbehörde einzurei-
chen.

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren

	� Abweichend von Nummer 6 der Allgemeinen Nebenbe-
stimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung ist der 
Zwischennachweis spätestens zum 30. September nach Ab-
lauf des jeweiligen Verpflichtungsjahres vorzulegen. Dieser 
besteht aus einer Liste der gehaltenen und zur Zucht einge-
setzten Tiere mit Bestätigung der jeweiligen Züchterverei-
nigung. Der Verwendungsnachweis gilt als vorgelegt, wenn 
alle Zwischennachweise für die jeweiligen Verpflichtungs-
jahre erbracht wurden.

7.5	 Zu beachtende Vorschriften

7.5.1	� Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der ge-
währten Zuwendungen gelten die Verwaltungsvorschriften 
zu § 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vor-
pommern, soweit nicht in dieser Verwaltungsvorschrift ab-
weichende Bestimmungen zugelassen sind, und das Lan-
desverwaltungsverfahrensgesetz.

7.5.2	� Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, die sich auf die 
Zuwendung beziehenden Unterlagen für die Dauer von fünf 
Jahren nach Vorlage der letzten Mittelanforderung aufzube-
wahren.

7.6	 Prüfrechte

	� Der Bundes- und der Landesrechnungshof, das Ministerium 
für Landwirtschaft und Umwelt, das Finanzministerium 
und die Bewilligungsbehörde haben das Recht, die Einhal-
tung der Bestimmungen durch Besichtigung an Ort und 
Stelle und durch Einsichtnahme in die Bücher, Belege und 
sonstigen Unterlagen zu prüfen oder durch Beauftragte prü-
fen zu lassen und Auskünfte einzuholen. Dies gilt auch ge-
genüber jedem neuen Inhaber des geförderten Betriebes.

8	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	� Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
2016 in Kraft und am 31. Dezember 2021 außer Kraft.

� AmtsBl. M-V 2017 S. 218 
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1.	� Das Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt hat gemäß  
§ 16 Absatz 1 der Waldbrandschutzverordnung vom 9. August 
2016 (GVOBl. M-V S. 730, 881) die Waldgebiete des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern in die Waldbrandrisikogebiete 

	 A = Gebiete mit hohem Waldbrandrisiko, 
	 B = Gebiete mit mittlerem Waldbrandrisiko, 
	 C = Gebiete mit geringem Waldbrandrisiko

	� eingeteilt und diese den Forstorganisationseinheiten in Meck-
lenburg-Vorpommern wie folgt zugeordnet: 

Zuordnung der Waldgebiete des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
in Waldbrandrisikogebiete 

Bekanntmachung des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt 

Vom 10. März 2017 – VI-240a – 

Forstamt (FoA),
Nationalparkamt (NPA)

Revier
Waldbrand- 
risikogebiet

(Stand: 2014)

FoA Bad Doberan
Bad Doberan, Diedrichshagen,
Höltingsdorf, Ivendorf, Neuburg, 
Neukloster, Schwaan

C

FoA Billenhagen

Willershagen B

Altheide, Billenhagen, 
Dänschenburg, Groß Freienholz, 
Kuhlrade 

C

FoA Dargun
Brudersdorf, Dalwitz, Dargun, 
Fürstenhof, Gülitz, Teterow, Vilz

C

FoA Friedrichsmoor

Banzkow, Buchholz, Domsühl, 
Voigtsdorf

A

Friedrichsmoor, Zapel B

Bahlenhüschen C

FoA Gädebehn

Jülchendorf A

Barnin, Gädebehn B

Dabel, Langen Brütz, Schelfwerder C

FoA Grabow
Dadow, Klein Laasch,
Schloßgarten, Steesow, Wabel, 
Wanzlitz 

A

FoA Grevesmühlen
Selmsdorf A

Bad Kleinen, Botelsdorf, Everstorf, 
Gostorf, Hohen Schönberg

C

FoA Güstrow
Kirch Rosin I B

Cammin, Kirch Rosin II, Kritzkow, 
Laage, Lohmen, Windfang

C

FoA Jägerhof
Buddenhagen, Jagdkrug,
Spandowerhagen

B

Jägerhof, Karlsburg, Murchin C

FoA Jasnitz
Eichhof, Jasnitz, Kirch Jesar,
Kraaker Mühle, Lüblow, Picher

A

FoA Kaliß
Grittel, Heidhof, Leussow II,
Lübtheen, Neu Göhren, Niendorf 

A



Nr. 12	 Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 2017	 223

FoA Karbow

Poitendorf, Retzow A

Herzfeld, Karbow, Marnitz,
Spornitz

B

Kreien C

FoA Lüttenhagen
Dabelow, Neubrück, Triepkendorf A

Bredenfelde, Cölpin,
Feldberger Hütte, Lüttenhagen

C

FoA Mirow
Diemitz, Leussow I, Peetsch,
Pelzkuhl, Wesenberg

A

Priepert, Schwarz B

FoA Neubrandenburg

Golchen, Lübbersdorf,
Neubrandenburg, Neuendorf,
Roggenhagen, Schönbeck,
Siedenbollentin 

C

FoA Neu Pudagla

Trassenmoor, Usedom I A

Kamminke B

Korswandt, Stagnieß C

FoA Neustrelitz
Carlshof, Drewin, Strelitz,
Wilhelminenhof, Zinow

A

Hohenzieritz, Tannenkrug C

FoA Nossentiner Heide

Bornkrug, Drewitz, Jabel, Malkwitz A

Loppin B

Cramon C

FoA Poggendorf

Barnekow, Bremerhagen,
Grammendorf, Kronwald,
Segebadenhau, Sievertshagen,
Stubbendorf, Tutow, Wendeforst

C

FoA Radelübbe

Radelübbe A

Hagenow B

Bantin, Dümmer, Friedrichsthal, 
Lassahn, Lützow, Woitendorf

C

FoA Rothemühl

Caselow, Löcknitz, Mewegen,
Theerofen

A

Grünhof B

Hammelstall, Nettelgrund,
Rothemühl

C

FoA Rügen
Gelm, Mönchgut-Granitz, Poseritz, 
West-Rügen F 

C

FoA Sandhof
Jellen A

Bossow, Kleesten, Kuppentin, 
Schlowe, Sehlsdorf,

B

FoA Schildfeld

Vierkrug A

Holzkrug, Greven, Kogel, Vellahn B

Schildfeld C

FoA Schlemmin
Warin, Weiße Krug B

Oettelin, Qualitz, Rosenow, 
Schlemmin, Tarnow 

C

FoA Schuenhagen
Fuhlendorf-Darß B

Abtshagen, Buchenhorst,  Eixen, 
Karnin, Lendershagen, Pennin

C
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FoA Stavenhagen
Altentreptow, Kentzlin,
Panschenhagen, Panstorf, Plasten, 
Ritzerow, Wolfskuhle

C

FoA Torgelow
Grambin, Jädkemühl, Meiersberg, 
Mönkebude, Schmidts-Eiche

A

Ducherow, Torgelow B

FoA Wredenhagen

Stuer A

Biestorf, Kieve, Neukrug, Satow B

Röbel C

NPA Müritz 

Babke, Federow, Kratzeburg,
Langhagen

A

Müritzhof B

Waldsee, Serrahn C

NPA Vorpommern
Born, Wieck B

Jasmund, Prerow, Westrügen, 
Zingst

C

Stadtforstamt Hansestadt Rostock B

2.	� Die tabellarische Zuordnung ist mit Stichtag vom 1. März 2014 
erfolgt und kann darüber hinaus auch in Form einer Übersichts-
karte auf der Internetseite www.wald-mv.de von jeder Person 
eingesehen werden.

� AmtsBl. M-V 2017 S. 222  
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Die Seehafen Stralsund GmbH beabsichtigt die Anpassung der 
bereits genehmigten Gleisanbindung des Frankenhafens an die 
veränderten Ansiedlungsvorhaben im Frankenhafen. Die vom Mi-
nisterium für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung 
Mecklenburg-Vorpommern erteilte Plangenehmigung für die Er-
richtung einer Gleisanbindung im Frankenhafen Stralsund vom 
27. August 2013 soll hierfür geändert werden. Nach der bisherigen 
Planung war beabsichtigt, den Liegeplatz 36 an das Gleisnetz an-
zubinden. Aufgrund der veränderten Ansiedlungsvorhaben im 
Frankenhafen ist die Gleisanbindung statt für den Liegeplatz 36 
für die Liegeplätze 34 und 35 geplant. Damit soll eine logistisch 
sinnvolle Abfertigung des schienengebundenen Verkehrs erzielt 
werden. Zudem werden Maßnahmen zur Leitungsneustrukturie-
rung und Anpassung des Baugrundes durchgeführt.

Da dieses Vorhaben in den Anwendungsbereich des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. November 2016 
(BGBl. I S. 2749), fällt, wurde eine Vorprüfung des Einzelfalls 
gemäß § 3c Satz 1 UVPG in Verbindung mit Ziffer 14.8 der An
lage 1 zum UVPG durchgeführt.

Die Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass von dem Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist daher nicht erfor-
derlich.

Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 3a 
Satz 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist.

� AmtsBl. M-V 2017 S. 225

Bekanntmachung nach § 3a Satz 2 zweiter Halbsatz des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bekanntmachung des Ministeriums für Energie, Infrastruktur und Digitalisierung 
– Planfeststellungsbehörde –

Vom 8. März 2017 – VIII 210-2 - 627-00000-2016/002-001 –
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1.	� Der Prozentsatz für die Erstattung der Fahrgeldausfälle im 
Nahverkehr nach § 148 Absatz 4 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch wird

		  für das Jahr 2016

		  auf 3,55 Prozent

	 festgesetzt.

2.	� Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2017 
in Kraft und am 31. Dezember 2017 außer Kraft. 

� AmtsBl. M-V 2017 S. 226

Festsetzung des Prozentsatzes für die Erstattung der Fahrgeldausfälle 
nach § 148 Absatz 4 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch

Bekanntmachung des Ministeriums für Soziales, Integration und Gleichstellung

Vom 14. März 2017 – IX 440c –

VV Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 860 - 19

Aufgrund des § 148 Absatz 4 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001, BGBl. I S. 1046, 1047), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2016  
(BGBl. I S. 3234, 3307) geändert worden ist, in Verbindung mit § 1 der Landesverordnung zur Bestimmung der zuständigen Behör-
de nach § 148 Abs. 4 und § 150 Abs. 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 7. Oktober 2002 (GVOBl. M-V S. 720) wird 
bekannt gemacht:
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